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Vom 12. bis zum 23. Juni 2023 trainieren rund 10.000 Soldat:innen aus 25 Nationen mit ca. 250
Luftfahrzeugen v. a. über Deutschland im größten Luftkampfmanöver seit Bestehen der NATO.
2.000 Flüge sind an den 10 Manövertagen geplant. Die wollen nicht nur spielen!

Das Szenario

Dem Manöver liegt ein Szenario zugrunde, dem zufolge jahrelange Konfrontation zum Krieg geführt
hat. Occasus, eine fiktive östliche Militärallianz, hat den unabhängigen Kleinstaat Otso überrannt
und greift nun NATO-Gebiet an. Eine von Coronapandemie, Verknappung von Energielieferungen
geschwächte, von bisher unbekannt hoher Inflation gebeutelte Bundesrepublik erscheint dem
Aggressor als leichte Beute. Reguläre Truppen und die Spezialeinheit Organisation Brückner fallen
daraufhin ins Land ein und besetzen im Blitzkrieg die Region Klebus. Ein Viertel der Republik ist
besetzt. Aus der Luft wird Rostock angegriffen. Die Einnahme seines Hafens soll mehr Nachschub
ins Kampfgebiet bringen. Die NATO ruft gemäß Beistandsartikel 5 den Verteidigungsfall aus. An
diesem Punkt startet das Riesenmanöver.

Einschätzung und Ausmaß des Manövers

Die beteiligten Militärs werten die Luftkampfübung bereits jetzt als Erfolg, gelang doch in recht
kurzer Zeit die Mobilmachung von 25 Ländern, v. a. NATO-Mitgliedern, und 250 Flugzeugen, v. a.
Kampfjets. Rund 100 davon stellen die USA. Die Bundesluftwaffe beteiligt sich mit 64 Maschinen:
Eurofighter, Tornados, A400M-Transporter, A330-Tanker und Hubschrauber. Learjets der
Gesellschaft für Zieldarstellung und A-4 einer kanadischen Firma mimen das Aggressorluftpotential.

Ähnliche gewaltige Manöver wurden bereits zu Zeiten des Kalten Kriegs abgehalten, doch damals
hatten die USA, Großbritannien und Kanada ihre Flugmaschinen direkt in Deutschland stationiert.
Nun erfolgte deren Verlegung schnell über Tausende Kilometer.

Die Übung erfolgt dennoch nicht im Namen des westlichen Militärbündnisses. Es war von der BRD
geplant und wird von ihr geleitet. Generalleutnant Ingo Gerhartz, seines Zeichens
Bundesluftwaffenoberbefehlshaber, betont, sekundiert von US-Generalleutnant Michael Rose,
Direktor der Air National Guard, die Übung sei keine direkte Reaktion auf die russische Invasion in
der Ukraine. Nur wenige Einsätze würden über Estland, Polen und Rumänien geflogen. Es gehe
darum, sich selbst die eigene Verteidigungsfähigkeit zu beweisen. Eine Provokation Russlands durch
Flüge in Richtung Kaliningrad solle vermieden werden. US-Botschafterin Amy Gutmann verhielt sich
weniger vorsichtig und bekräftigte, dass die Übung auch ein Signal der Stärke aussenden solle.
Wohin wohl?

Das Szenario nimmt bis aufs i-Tüpfelchen den sehr realen russischen Überfall als Anlass zum
Gegenschlag wahr. In ihrem Bemühen, das Feinbild Russland abzutun, vergessen die NATO-Militärs
auch, dass bis zum 5. Juni ein ähnliches Manöver namens Arctic Challenge an der russischen
Nordgrenze lief und sich derzeit rund 50 NATO-Schiffe und über 45 Flugzeuge im Rahmen der
Übung Baltops in der Ostsee konzentrieren. Und schließlich muss man aus Zeiten des Kalten Kriegs
wissen, wie schnell eine Übung als Bedrohung wahrgenommen wurde. Nun wütet ein heißer Krieg.
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Die Militärs betreiben also Desinformationspolitik.

Geschehen in den Flugzonen

Für Air Defender 2023 sind über Deutschland 3 Flugzonen eingerichtet, die zu gewissen Zeiten für
jeglichen anderen Luftverkehr gesperrt sind. Das Militär beansprucht dann hier den Luftraum
zwischen 2.500 und 15.000 Metern Höhe. Tiefflüge sollen über dem nördlichen Brandenburg, Teilen
Mecklenburg-Vorpommerns, der Ostsee sowie den Truppenübungsplätzen Baumholder (Rheinland-
Pfalz, südlicher Hunsrück) und Grafenwöhr (Bayern, Oberpfalz) erfolgen.

In den kommenden 2 Wochen wird also v. a. der zivile Luftverkehr leiden. Die Gewerkschaft der
Flugsicherung (GdF) redet von täglich 50.000 Minuten Verspätung und der Flughafenverband
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV) rechnet mit ausfallenden Flügen, z. B. über
Schleswig-Holstein. Dort wird zwischen 16 und 20 Uhr geübt. Hamburg-Fuhlsbüttel plant
beispielsweise für den 13. Juni 30 Starts. Um Chaos zu vermeiden, hat man das Nachtflugverbot
aufgehoben.

Ökologische Kosten

Zu den direkten Kosten gibt es keine und zu den Umweltauswirkungen nur vage Angaben. Laut
Bundeswehr wird das Manöver 32.000 Tonnen CO2 erzeugen – so viel wie 3.500 Deutsche im Jahr
2020 produzierten. Täglich werden allein am Fliegerhorst Wunstorf (ca. 20 km westlich von
Hannover) 400.000 – 500.000 Liter Kerosin bereitgestellt. Damit kann ein Airbus A 320 mit 77
Tonnen Gewicht und 170 Passagier:innen an Bord rund 190 Stunden lang um den Globus düsen.
Laut wird es außerdem, obwohl nicht scharf geschossen wird. Bis zu 60 Maschinen werden im
Nordosten gleichzeitig in der Luft sein.

Protest

Die NATO spielt also mit dem Feuer, präsentiert ihre Stärke und Hoheit, auf dass „dem Iwan“ angst
und bange werden möge. Dagegen ist Protest allemal gerechtfertigt. So versammelten sich am
Sonntag, den 11. Juni 2023, ca. 150 Friedensbewegte am Sielmann-Hügel in der Kyritz-Ruppiner
Heide zur Friedenswanderung auf dem Wanderparkplatz Pfalzheim (Ostprignitz-Ruppin) und
bildeten ein Friedenszeichen mit Stoffbahnen über ihren Köpfen.

An diesem historischen Ort sammelten sich ehemals bis zu 10.000 bei Ostermärschen gegen die
Naturzerstörung durch einen Truppenübungsplatz der Bundeswehr, auf dem die Luftwaffe Tiefflüge
und Bombenabwürfe trainieren wollte. Das Bombodrom konnte 2009 verhindert werden. Jetzt, wo
sich die Lage immer drohender auf einen III. Weltkrieg zubewegt, verbleiben ganze 150 Aufrechte.
Welche Schande! Doch nicht für sie, sondern für die Linke und Arbeiter:innenbewegung, die dieses
Szenario nicht hinterm Ofen hervorlockt. So bleibt ihr Widerstand gegen die große NATO-
Kriegsübung bisher aus.

Neue atomare Rüstungsspirale

Dabei gibt das neue atomare Wettrüsten zusätzlichen Anlass zum Protest. Der Jahresbericht 2023
des Stockholmer Internationalen Friedensforschungsinstituts (Stockholm International Peace
Research Institute; SIPRI) liefert nämlich nur auf den ersten Blick frohe Kunde: Die Anzahl der
Atomsprengköpfe ist im vergangenen Jahr weltweit um 198 gesunken. Russland und die USA
verfügen demnach über 90 % der 12.000 Waffen. Doch dieser Rückgang geht einher mit ihrer
zielstrebigen Modernisierung. Die Sprengköpfe werden mobiler, dauerhaft einsatzfähig und sind
schwerer abzuwehren.



Zudem legt sich seit Beginn des bewaffneten Ukrainekonflikts immer mehr der Schleier des
Geheimnisses über diese Rüstungskategorie. Die Zahl der gefechtsbereiten Atomsprengköpfe hat im
letzten Jahr um 86 auf vermutlich 9.576 zugenommen. Insbesondere China forciert die Aufrüstung,
steigerte sein Arsenal von 350 auf 410. Vor 5 Jahren besaß es nur 280. Bis zum Ende des
Jahrzehntes könnte es über mindestens ebenso viele Interkontinentalraketen verfügen wie die USA
oder Russland. Die kleineren Atommächte ziehen nach: Pakistan (170), Indien (164), Nordkorea (30),
Frankreich (290), Großbritannien (225), Israel (90).

2026 endet „New Start“, der letzte Atomwaffenkontrollvertrag zwischen Russland und den USA. Er
begrenzt die Zahl der einsatzbereiten strategischen Atomsprengköpfe seit 2010 auf je 1.550 und der
Trägersysteme zu Land, Wasser und in der Luft auf je 800. Kein Wunder, dass SIPRI-Direktor Dan
Smith fürchtet: „Wir driften in eine der gefährlichsten Periode der Menschheitsgeschichte.“

Anfang Juni riefen die USA China und Russland zu Gesprächen über nukleare Rüstungskontrolle auf
– ohne Vorbedingungen. Freilich bedeute das nicht, andere Atommächte nicht für ihr
„rücksichtsloses Verhalten“ zur Rechenschaft zu ziehen, wie Jake Sullivan, nationaler
Sicherheitsberater des Präsidenten, betonte. Dieser Vorschlag ist also alles andere als
uneigennützig: Geht Chinas Aufrüstung ungebremst weiter, stehen die USA bald vor dem Dilemma,
erstmals in ihrer Geschichte zwei annähernd gleich große Atommächte in Schach zu halten. Er hob
die Bedeutung von NATO-Verbündeten wie der BRD hervor, die zwar keine Nuklearwaffen besitzen,
aber Einsatzmittel fürs US-Arsenal zur Verfügung stellten.

Zu ähnlich düsteren Prognosen kommt auch das Friedensgutachten 2023 von 4 deutschen
Instituten. Deutschland und die EU müssten die Ukraine dauerhaft militärisch, ökonomisch und
politisch unterstützen. Friedensgespräche seien derzeit keine realistische Option, müssten aber
vorbereitet werden. Zu einer solchen Verhandlungsrunde sollten auch China und Brasilien gehören.
Somit gerieren sich diese Institute ganz als brave Stimme ihres Herrn. Pazifismus ja, aber zuerst
muss die richtige Seite unterstützt werden. Dafür zahlen wir schließlich Steuern – insbesondere für
die weitere Aufrüstung.

EU-Militärpolitik: unter Ausschluss der Öffentlichkeit

Die Ankündigung des militärischen Sondervermögens über 100 Mrd. Euro durch
„Zeitenwende“kanzler Scholz löst eine massive Verschiebung der Außen- und Sicherheitspolitik der
EU aus: Der Trend zu wachsenden Verteidigungsausgaben ist europaweit zu verfolgen. Im Jahr 2019
lag das diesbezügliche Budget aller EU-Mitglieder bei 186 Mrd. Künftig wird allein Deutschland
jährlich seines um 25 Mrd. aufstocken. Standen Ende 2021 die Zeichen im Koalitionsvertrag noch
auf Rüstungskontrolle und Wiederbelebung der internationalen Abrüstung, setzte ab 2022 eine
kontrollierte Rüstung ein. Die Ukraine erhielt Militärgerät, wobei östliche EU-Länder ihre noch aus
Zeiten des Warschauer Paktes stammenden Waffensysteme abgaben und durch Nachkauf westlicher
Ausrüstung sich dem NATO-Standard anpassten, ihn somit vereinheitlichten.

Die Antwort auf den Ukrainekrieg wird also vornehmlich in Aufrüstung gesucht, nicht in
diplomatischen EU-Vermittlungs- und Verhandlungsmissionen. Dabei steht die europäische
Verteidigungspolitik im Schatten der Öffentlichkeit. PESCO/SSZ, die ständige strukturierte
Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten – wir berichteten in NI 226, Februar 2018:
https://arbeiterinnenmacht.de/2018/02/03/muenchner-sicherheitskonferenz-2018-auf-dem-weg-zur-e
u-armee/ – begann Ende 2017 und weist heute große Schnittmengen mit der NATO selbst auf. Beleg
für den laufenden Ausbau dieser Politik liefern die Missionen auf dem Balkan, im Mittelmeer und
Afrika (Mali, Niger).

In welche Richtungen EU-Gelder und -Budgets fließen, veranschaulicht das Projekt „Open Security
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Data EU“ (https://opensecuritydata.eu/). Man bedenke: Diese Gelder tragen zu einem
Militärhaushalt ohne eigene EU-Armee bei! Der Europäische Verteidigungsfonds umfasst allein
zwischen 2021 und 2027 8 Mrd. Euro für militärische Forschung und Entwicklung. Im Rahmen der
Europäischen Friedensfazilität stehen weiter 5 Mrd. für gemeinsame Missionen und Hilfe an
Drittstaaten zur Verfügung. Weitere 500 Mio. liefert das Instrument zur Stärkung der europäischen
Verteidigungsindustrie durch gemeinsame Beschaffung (Edirpa) für den Zeitraum Juli 2022 – 2024.

Dass es bei einer EU ohne Armee bleiben wird, erscheint zudem immer unsicherer. Im März 2022
wurde der Strategische Kompass vorgestellt. Eine neue Schnelleingreiftruppe aus 5.000
Soldat:innen soll für Rettungs- und Evakuierungsaufträge, aber auch den Ersteinsatz im Rahmen der
Krisenintervention bis 2025 aufgestellt werden.

Diese Zahlen und Hinweise verdanken wir einer Expert:innenrunde des Brüsseler Büros der Rosa-
Luxemburg-Stiftung unter dem Oberthema: „Der Militarisierung entgegenwirken:
Bestandsaufnahme und gemeinsame Wege im Kampf gegen die Militarisierung der Europäischen
Union“ von Anfang September 2022
(https://www.rosalux.eu/de/article/2154.der-militarisierung-der-eu-etwas-entgegensetzen.html).

Doch so dankbar wir auch für die wertvolle Recherche der Stiftung sind, ihr „Antimilitarismus“
bleibt ein zahnloser:

„In der Summe der Projekte, Budgets und strategischen Planungen sowie deren absehbaren
Ausweitungen drohen die Idee des friedlichen Charakters der Europäischen Union sowie die
Vorstellung von einer Mittlerrolle im Rahmen von Friedensverhandlungen, die bislang im
Ukrainekrieg auch nicht eingenommen worden ist, weiter Schaden zu nehmen. […] Wenn künftig
das Mittel zur konstruktiven Enthaltung auch bei Militärmissionen zum Einsatz kommen sollte,
dürfte die Zahl der Missionen aus nationalen Interessen einzelner oder mehrerer europäischer
Staaten heraus zunehmen. Damit läuft die EU Gefahr, dass sich abgekoppelte Kriege auf Betreiben
einzelner Staaten hin entwickeln. Analog kann der US-Feldzug in Afghanistan gesehen werden,
dessen Angriffe im Rahmen der Operation Enduring Freedom mit Verteidigung nicht begründbar
waren. Das zur Verteidigung angerückte Bündnis aus NATO- und Nicht-NATO-Mitgliedern leistete
dafür eine wesentliche Unterstützung.

Linke europäische Politik muss sich angesichts dieser und vieler weiterer Aspekte, beispielsweise
der Einsätze von Frontex im Mittelmeer und der auf Abwehr angelegten Maßnahmen an den
europäischen Außengrenzen, über die Rolle innerhalb der Europäischen Union klar werden, um den
friedensfördernden Charakter des Bündnisses nicht an die Rüstungsindustrie und
Wirtschaftslobbyisten zu verlieren.

Das verlangt linker europäischer Politik aber auch ab, bei der Ablehnung der etablierten
konventionellen Sicherheits- und Verteidigungspolitik eigene Lösungen aufzuzeigen. Dabei muss
auch das Bedürfnis nach dem Schutz, den Sicherheits- und Verteidigungsbündnisse vorgeblich
bieten, in linke Lösungsvorschläge einfließen. Die Fragen nach einer neuen europäischen
Sicherheitsordnung und einer gemeinsamen europäischen Verteidigung müssen von links
beantwortet werden.“

Die Märchenerzähler:innen der RLS wollen uns weismachen, die EU sei eigentlich ein friedlicher
Zusammenschluss, wenn egoistische Nationalinteressen, Wirtschafts- und Rüstungslobby nicht die
Oberhand gewinnen. Kautskys Idee vom Ultraimperialismus erlebt hier eine Renaissance. Sie ist
zwar ein Staatenbund, aber kein Superstaat, indem sich die konkurrierenden Interessen nationaler
Gesamtkapitale schiedlich-friedlich verflüchtigt haben. Sie bildet ein politisch-wirtschaftliches
Kartell unter Ägide des deutschen und französischen Imperialismus als dessen Hauptprofiteuren.
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Sieht so die Transformationsstrategie aus, der EU ihren grundlegend militaristischen und
imperialistischen Charakter abzusprechen? Im Transformatorenhäuschen der RLS fließt nur
reformistischer Schwachstrom, der den EU-Militarismus höchstens ein bisschen kitzelt. Das
Gesundbeten dieses Saulus zum Paulus wird niemals gelingen. Die Linkspartei und ihre Ableger
betreiben „konstruktiven, kritischen“ Sozialpatriotismus.


